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5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2426 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. staatliche Förderung von Eigentumswohnungen 
und Eigenheimen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung durch die von ihr vorge- 
schlagene Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
die Wertigkeit der Förderungsmaßnahmen gegenüber der 
geltenden Fassung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zu 
verändern und inwieweit sind dabei Eigentumsförderungs- 
maßnahmen betroffen? 

2. In welchem Umfang hat die Bundesregierung bei Abwick- 
lung des 1. und 2. Investitionshaushalts die Eigentumsbil- 
dung im Wohnungsbau gefördert, und welche Forderungs- 
beträge wurden vom Bund im einzelnen vergeben 

a) zur Förderung des Eigenheimbaues und zum Bau von 
Eigentumswohnungen 

aa) an Einzelbauherren 

bb) an private Wohnungsunternehmer 

cc) an Organe staatlicher Wohnungsbaupolitik 

b) zur Förderung des Mietwohnungsbaues 
aa) an Einzelbauherren 

bb) an private Wohnungsuntemehmer 

cc) an Organe staatlicher Wohnungsbaupolitik? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Eigen- 
tumsförderungsmaßnahmen vor allem das Zonenrandgebiet 
und die Ausbaugebiete besonders zu berücksichtigen? 

4. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß es für 
junge Familien besonders schwierig ist, staatliche Förde- 
rungsmittel zu bekommen? 

5. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, staatliche Förde- 
rungsmittel für den Eigenheimbau in verstärktem Umfange 
an Einzelbauherren zu leiten? 
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6. Plant die Bundesregierung — bei dem beabsichtigten Wider- 
ruf des Schuldnachlasses wegen vorzeitiger Tilgung des 
öffentlichen Darlehens — , beim Verkauf von Eigentums- 
wohnungen die fünfjährige Frist für die öffentlichen Bin- 
dungen dieser Wohnungen dadurch zu verlängern, daß sie 
die Frist mit dem Widerruf des Schuldnachlasses erneut 
beginnen läßt? 


Bonn, den 22. Dezember 1967 


Mischnick und Fraktion 
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